
Beirat für jüdisches Leben 
des Landes Sachsen-Anhalt

Erklärung zur Landtagswahl am 6. September 2026

Die Landtagswahl am 6. September 2026 stellt zentrale Weichen für die Zukunft Sachsen- 
Anhalts.

Jüdisches Leben hat unser Land über Jahrhunderte geprägt und zu seiner Entwicklung 
beigetragen. Wir sind dankbar, dass heute - nach dem Zivilisationsbruch der Shoah - wieder 
Jüdinnen und Juden in Sachsen-Anhalt ihre Heimat gefunden haben. Sie sind 
unverzichtbarer Teil unserer Gesellschaft.

Über den wachsenden Antisemitismus auch in unserem Land sind wir sehr beunruhigt. Ihm 
muss in all seinen Ausprägungen entschieden entgegengetreten werden. Schutz für 
Jüdinnen und Juden, jüdische Einrichtungen sowie Unterstützung für die weitere Entfaltung 
des jüdischen Lebens in Vielfalt verdienen in Sachsen-Anhalt höchste Priorität.

Antisemitismus verbindet unterschiedliche Ideologien miteinander und ist ein Einfallstor für 
jede Art von Extremismus. Auf die Stärkung von Demokratie, Liberalität und 
Rechtsstaatlichkeit und eine klare Abgrenzung gegenüber menschen- und 
demokratiefeindlichen Positionen kommt es heute besonders an. Der Beirat ermutigt alle 
demokratischen Kräfte, Verantwortung für ein respektvolles gesellschaftliches Klima zu 
übernehmen und Antisemitismus wie auch allen anderen Ausprägungen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit entschieden entgegenzutreten.

Der Beirat betont insbesondere:

Das “Landesprogramm für jüdisches Leben in Sachsen-Anhalt und gegen 
Antisemitismus“ muss fortgesetzt und hinreichend finanziell untersetzt werden. Es betrifft 
alle Bereiche der Landespolitik sowie unsere Gesellschaft im Ganzen.

Die in den vergangenen Jahren aufgebauten Strukturen zum Schutz und zur Stärkung 
des jüdischen Lebens haben sich bewährt. Sie werden weiterhin gebraucht. Neben dem 
Beirat sind dies der Interministerielle Arbeitskreis, der Runde Tisch gegen antisemitische 
Gewalt und die Gemeinsame Kommission zum Schutz jüdischer Einrichtungen.

Die Stelle des Ansprechpartners in der Staatskanzlei muss zu einem unabhängigen 
Beauftragten aufgewertet und ausreichend ausgestattet werden, so wie dies im Bund 
und in fast allen Ländern bereits der Fall ist.

Das zivilgesellschaftliche Monitoring, in Ergänzung zum Monitoring der Landespolizei, 
und die zielgruppenspezifische Beratung und Begleitung für Betroffene sind wichtig. 
Angesichts stark steigender Anfragen, auch im Bereich der institutionellen Beratung 
(Schulen, Hochschulen, Kultur etc.), muss geprüft werden, ob die bisherige Ausstattung 
ausreicht.
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Das allgemeine Wissen darüber, was Antisemitismus ist und wie er sich heute zeigt, 
muss weiter gestärkt werden. Die Orientierung der Landesregierung an der Definition 
der International Holocaust Remembrance Alliance hat sich dabei bewährt.

Bildung und Begegnung sind entscheidend. Jedes Kind sollte Gelegenheit bekommen, 
während seiner Schulzeit eine jüdische Gemeinde, eine Gedenkstätte oder eine Stätte 
des jüdischen Erbes in Sachsen-Anhalt persönlich kennenzulernen. Entsprechende 
Besuche müssen durch das Land gefördert werden.

Bei der Sicherheit jüdischer Einrichtungen kann es keine Abstriche geben.

Gegen antisemitische Straftaten und Vorfälle müssen Polizei und Justiz mit Härte und 
Konsequenz vorgehen. Allen Vorfällen muss nachgegangen, geltendes Recht muss 
angewandt, rechtliche Lücken müssen geschlossen werden. Notwendige 
Verbesserungen sollte die Landesregierung, auch über den Bundesrat, konsequent 
unterstützen.

Die Förderung von Projekten, die der Stärkung jüdischen Lebens und der 
Antisemitismusprävention dienen, über die Förderrichtlinie der Staatskanzlei hat sich 
bewährt und muss fortgesetzt werden.

Die Bedeutung, die jüdische Tradition und Kultur für die Identität Sachsen-Anhalts 
haben, muss sichtbarer werden.

Die Erinnerung an die nationalsozialistischen Verbrechen muss ihren Platz im 
Gedächtnis unseres Landes behalten. Neue Formate sind wichtig, wenn die Zeit der 
Zeitzeugen zu Ende geht. Sie müssen junge Menschen und Menschen mit 
Migrationshintergrund besser erreichen.

Wer in Sachsen-Anhalt eine staatliche oder kommunale Förderung erhalten will, muss 
sich klar von jeder Form des Antisemitismus distanzieren.

Das von deutscher Seite aus seit langem angestrebte deutsch-israelische Jugendwerk 
muss seinen Sitz in der Lutherstadt Wittenberg haben und kann an die gute Arbeit der 
dort ansässigen Agentur ConAct anknüpfen.

Freundschaftliche Beziehungen von Sachsen-Anhalt nach Israel (Städte- und 
Schulpartnerschaften, Bildungsreisen, Zusammenarbeit in Bildung, Wissenschaft und 
Kultur usw.) sollen auf allen Ebenen vertieft werden.

Magdeburg, den 1. April 2026

Helmut Herdt (Vorsitzender des Beirats, Geschäftsführer a.D.)

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (stellv. Vorsitzende des Beirats, Ministerin a.D.)

Teja Begrich (Pfarrer)

Christiane Bergmann (Ministerialdirigentin)

Marina Chernivsky (Geschäftsführerin)

Mark Dainow (Vizepräsident des Zentralrats der Juden in Deutschland)

Dr. Daniel Fabian (Landesrabbiner Sachsen-Anhalt)
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Peter Kuras (Oberbürgermeister a.D.)

Alexandra Mehnert MdEP

Sepp Müller MdB

Inessa Myslitska (Vorsitzende des Landesverbandes Jüdischer Gemeinden in Sachsen- 
Anhalt)

Maik Reichel (Direktor Landeszentrale für politische Bildung in Sachsen-Anhalt)

Stephen Gerhard Stehli MdL

Zum Hintergrund:

Der „Beirat für jüdisches Leben des Landes Sachsen-Anhalt“ besteht seit Oktober 2022. 
Seine Mitglieder werden durch den Ansprechpartner vorgeschlagen und durch den 
Ministerpräsidenten berufen. Seine Mitglieder repräsentieren Wirtschaft, Kultur, 
Wissenschaft, Politik und Gesellschaft einschließlich der jüdischen Gemeinschaft. Der Beirat 
trägt in Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft zur Stärkung jüdischen Lebens im Land bei 
und unterstützt die öffentliche Präsenz. Er unterstützt die Arbeit des Ansprechpartners. Im 
Rahmen der „Förderrichtlinie jüdisches Leben in Sachsen-Anhalt“ wirkt er als Fachbeirat mit.


